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Betreff:  Antrag n ach de m Informationsfreiheitsgesetz (IFG) 

Antrag nach dem Informationsfreiheitsgesetz (IFG) 

Sehr geehrter Herr ████, 
 
mit E-Mail vom 14. August 2022 bitten Sie: 
 
„Guten Tag. 
 
Ich brauche Information zu diesem Dokument: UN-Ausschuss für 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, Allgemeine 
Bemerkung Nr. 19, Das Recht auf Soziale Sicherheit (Art. 9 des 
UN-Sozialpakts), UN-Dokument E/C.12/GC/19 
 
Sie haben diesen Dokument im "Sachstand. Zur Reichweite des 
menschenrechtlichen Schutzes im Bereich der 
Gesundheitsversorgung unter besonderer Berücksichtigung von 
Artikel 9 und 12 ICESCR" S. 21 zitiert. 
https://www.bundestag.de/resource/blob/406078/ecd6b0e5c140a
6d49ff5d4de0e15f5f4/WD-2-066-15-pdf-data.pdf 
 
E/C.12/GC/19 
General Comment No. 19: The right to social security (Art. 9 of 
the Covenant) 
https://www.refworld.org/docid/47b17b5b39c.html 
 
1. welchen Platz hat dieses Dokument im Rechtssystem der 
Bundesrepublik Deutschland? 
2. bitte schicken Sie mir die deutsche Übersetzung dieses 
Dokuments.“ 
 
Nach Prüfung teile ich Ihnen mit, dass der Deutsche Bundestag 
gemäß § 1 Absatz 1 Satz 2 IFG i. V. m. § 2 Nummer 1 IFG zur 
Herausgabe von Informationen insoweit verpflichtet ist, als er 
öffentlich-rechtliche Verwaltungsaufgaben wahrnimmt. 
Demgegenüber ist der spezifische Bereich der Wahrnehmung 
parlamentarischer Angelegenheiten vom Anwendungsbereich 
des IFG ausgenommen. 

 

 per E-Mail: 
 
Herrn 
████ ████ 
 

Berlin, 15. August 2022 
Geschäftszeichen:  
ZR 4-1334-IFG-263/2022 
Bezug:  
E-Mail vom 14. August 2022 
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Sie beantragen keine Informationen zu den vom Deutschen 
Bundestag wahrgenommenen Verwaltungsaufgaben, auf welche 
der Informationszugangsanspruch nach dem IFG allein gerichtet 
ist. Der Informationsanspruch nach den IFG umfasst darüber 
hinaus weder Meinungen, Wertungen noch Rechtsauskünfte. 
 
Die aktuellen Datenschutzhinweise, die Sie über die Erhebung 
und Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch die 
Verwaltung des Deutschen Bundestages informieren, sind unter 
folgendem Link abrufbar: https://www.bundestag.de/datenschutz 
 
Sofern Sie über diese allgemeine Information hinaus einen 
rechtsmittelfähigen Bescheid zu Ihrer Nachricht wünschen, bitte 
ich um Mitteilung Ihrer postalischen Anschrift oder De-Mail-
Adresse bis zum 24. August 2022. Anderenfalls werde ich davon 
ausgehen, dass Sie Ihren Antrag nicht weiter zu verfolgen 
wünschen und die hiesigen Verwaltungsverfahren ohne weitere 
Mitteilung einstellen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
 
 
 
Lompa 
 
 


